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Klägerin und Revisionsklägerin,

am 28°‚August 1964. '
gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2() Senat des Bundessozialgerichts.

auf die mündliche Verhandlung vom 280 August 1964,'

an der mitgewirkt haben

Sehätspräsident
B r a c k m a n n

‚ ‚_ _
als Vorsitzender,

Bundeérichter Dr° B a r e s e l „i und

Bundesrichter H u n g e r

_
als weitere Berufsrichter,

‚ _
Bundessozialrichter Dr„ L e d e r e r "

-_ - und
Bundessozialrichter V o l p e r s

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landessozialgerichts

Nordrhein—Westfalen vom 8° Januar 1963 wird zurück—
gewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten()

. \

Von Rechts wegen°
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Die Klägerin ist die Witwe des im Alter von 79 Jahren

“'gestorbenen ehemaligen Molkereileiters Anton e?ttt*(Ro)o

*
Sie macht Hinterbliebenenansprüche aus der gesetz—

lichen Unfallversicherung (UV) gegen die Beklagte

geltende Sie ist der Auffassung, der Tod ihres Ehe—

mannes sei die Folge eines Arbeitsunfalls°

Am 250 November 1952 stürzte R„ in den Betriebsräumen
der Molkerei—Genossenschaft, deren Verwalter er bis

Herbst 1951 gewesen war, und zog sich dabei eine

Bauchprellung zu„ Er kam sofort ins Krankenhaus,

entzog sich aber nach wenigen Tagen der dortigen

Behandlung durch eigenmächtiges Verlassen des Kran—

—kenhauses° Am 30() November 1952 starb er zu Hause°

In der Tcdesbescheinigung ist Bauchfellentzündung

als Todesursache angegeben„

Die Beklagte, die von dem Unfallgeschehen durch die

Unfallanzeige der Molkerei—Genossenschaft vom 140 April

1955 erfuhr, lehnte durch Bescheid vom 90 September

1955 den Entschädigungsanspruch ab, weil dieser nach

5 1546 Abs° 1 der Reichsversicherungsordnung (EVO)
verspätet angemeldet und auch in der Sache nicht

begründet sei„ Dazu ist in dem Bescheid im wesent—

lichen ausgeführt: R° habe sich durch Sturz beim

Betreten des Milchannahmeraumés eine stumpfe Bauch— ‘

prellung zugezogeno An den Folgen des Unfalls sei

er gestorbeno Er sei nicht bei einer Tätigkeit ver—
unglückt, die dem Molkereiunternehmen wesentlich

gedient habe„ Der Unfall sei infolgedessen auch

kein Arbeitsunfall gewesen°
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Diesen Bescheid fccht die Klägerin mit der Behauptung

an, Be sei nach seinem Ausscheiden aus der Genossen—

schaftsverwaltung noch für den Molkereibetrieb be—

schäftigt gewesen und habe den Unfall bei einer

solchen Tätigkeit erlitteno Das Sozialgericht (SG)

Düsseldorf erhob hierüber Beweis, Die Beklagte er—

klärte daraufhin in ihrem Schriftsatz vom 12° De—

zember 1956, daß sie auf den Einwand der verspäte—

ten Anspruchsanmeldung verzichte, das Vorliegen

eines Arbeitsunfalls anerkenne und gleichzeitig

ihren ablehnenden Bescheid vom 90 September 1955

zurückziehe° In diesem Schriftsatz kündigte sie

an, daß sie nach Rückerhalt ihrer Akten vom SG

noch einen Pathologen zur Frage des ursächlichen -°

Zusammenhangs zwischen dem Unfall und dem Tode R‘s°

hören und der Klägerin einen neuen Bescheid er-

teilen werde° Die Klägerin erklärte sich in ihrem

Schriftsatz vom 30 Januar 1957 damit einverstan—

den, daß die Beklagte den Einwand der Ausschluß-

frist fallen lasse, ihren Bescheid vom 9„ Septem—
ber 1955 unter Anerkennung des Unfalls vom

_250 November 1952 als Arbeitsunfall.zurückziehe

und einen neuen Bescheid erteilen werde; inso—

weit betrachte sie den Streitfall als erledigt°

_ \ „‚ i‘ ‚

Die Beklagte holte nunmehr mehrere fachärztlicheV

Gutachten zur Frage des ursächlichen Zusammen—

hangs zwischen dem Unfall und dem Tode R's eine

Die Sachverständigen hielten diesen Zusammenhang'

nicht für wahrscheinlich und wiesen vor allem

darauf hin, daß eine Klärung der Todesursache

nur an Hand des Ergebnisses einer Leichenöffnung

möglich gewesenwäreo Auf Grund dieser Gutachten,
lehnte die Beklagte den Entschädigungsanspruch

durch den Bescheid vom 250 April 1957 wieder abo
\ ‚\ , . ‚; „

_.4 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 _

Im Klageverfahren gegen diesen Bescheid sind zur

_Klärung des medizinischen Sachverhalts weitere

Unterlagen über die ärztliche Behandlung R's° aus
Anlaß des Unfalls vom 250 November 1952 und mehrere

fachärztliche Gutachten eingeholt werden° Die Be—

klagte hat sich erneut auf 5 1546 EVO berufeno
Das SG Düsseldorf hat durch Urteil vom 15, Juli

1960 die Klage abgewiesen° Es ist der Ansicht,

der Verzicht der Beklagten auf die Geltendmachung

der Ausschlußfrist des 5 1546 RVO sei zwar end—
gültig; die Klägerin könne sich aber nicht mit

Erfolg darauf berufen, daß die Beklagte in ihrem

—früheren Bescheid den Tod R's° als die Folge seines

Unfalls bezeichnet habe; denn die Beklagte habe

diesen Bescheid im Einverständnis der Klägerin

zurückgenommeno Der ursächliche Zusammenhang des!

Todes mit dem Unfall lasse sich auch nicht erweisen,

so daß der Entschädigungsansprueh nicht als begrün—

det angesehen werden könne°

Die Berufung der Klägerin gegen
dieses Urteil ist

mit eingehenden Darlegungen hauptsächlich darauf

gestützt, daß durch die nachträgliche Anerkennung

des Unfallereignisses als Arbeitsunfall der Ent—
schädigungsans;ruch begründet sei, weil die Be—
klagte

den ursächlichen Zusammenhang des Todes B'so

mit diesem Unfall bereits in dem früheren Bescheid

bindend anerkannt habe,

Durch Urteil vom 80 Januar 1963 hat das Landes—{L

sozialgericht (LSG) die Berufung zurückgewiesen
und zur Begründung im wesentlichen ausgeführt:‚

Die Beklagte, die sich nicht mehr wirksam auf die

Rechtsfolge des @ 1546 RVO berufen könne, habe
nicht anerkannt, daß Ro an den Folgen seines

_ 5 _
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Arbeitsunfalls gestorben seio Der Bescheid vom

90 September 1955 enthalte nicht in seinem ver—

fügenden Teil den Ausspruch, daß dieser ursäch—

liche Zusammenhang bestehe° Der in diesem Be—

scheid enthaltene Satz "An den Folgen des Unfalls

ist Herr Efr==m=dann am 300 November 1952 ver-

storben" sei rein hypothetischer Natur, da die

Beklagte damit nicht habe anerkennen wollen,

daß R° den Folgen des Unfalls erlegen sei() Der

betreffende Satz stelle lediglich eine über—

flüssige und für alle Beteiligten unschädliche

Ausführung zur Begründung des den Entschädigungs—

anspruch ablehnenden Bescheides dar„ Die Klägerin

berufe sich zu Unrecht auf das Urteil des Bundes—

sozialgerichts (BSG) vom 60 April 1960; dort sei
die Feststellung, daß bestimmte Leiden Schädi-

gungsfolge seien, als ein echter, den Berech—

tigten begünstigender Verfügungssatz in den Be—

scheid des Versorgungsträgers aufgenommen wor—
deno Im übrigen sei der Bescheid vom 90 Septem—

ber 1955 im Einverständnis der Klägerin zurück—

gezogen wordeno Diese habe daher auf etwaige ihr

aus dem Bescheid zustehende Rechte verzichtet°

Die Frage, ob der ursächliche Zusammenhang

zwischen dem Unfall und dem Tod R's gegeben.ist‚
sei auf Grund des Beweisergebnisses zu verneinen°

Da eine Leichenöffnung, die allein eine Klärung

der Todesursache hätte erbringen können, nicht

mehr durchführbar gewesen sei, könne der strei—

tige Ursachenzusammenhang nicht festgestellt

werden° Nach dem Grundsatz der objektiven Be—

weislast gehe die Nichterweislichkeit der strei—

tigen Anspruchsvoraussetzung zu Lasten der Klä—

gerin° Die Entschädigungspflicht der Beklagten '

sei daher nicht begründet° ‘
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Das LSG hat die Revision Zugelassen°

Das Ürteil ist der Klägerin
am 200 März 1963 zuge—

stellt wordeno Sie hat durch ihren Prozeßbevoll—

mächtigten am 3, April 1963 Revision eingelegt

und diese innerhalb der bis zum 200 Juni 1963

verlängerten Revisionsbegründungsfrist begründet;

Die Revision rügt Verietzung der @@77 und 128 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG)° Dazu bringt sie vor:
Die Beklagte habe in dem Bescheid.vom 9, September

1955 anerkannt, daß der Tod R's. Unfallfolge seio

Daran sei sie gebunden, nachdem sie außerdem an—

erkannt habe, daß der Unfall ein Arbeitsunfall sei°

Die Beklagte hätte, da sie auf den Einwand des

9 1546 RVO verzichtet habe, die Hinterbliebenenrente

gewähren und nach der Erledigung des Klagever—v "

fahrens gegen den ersten Bescheid einen Leistungs—

bescheid erlassen müssen° Der Vorbehalt der Beklag—

ten, erst noch einen Pathologen hören zu wollen,

sei gegenüber ihrem Anerkenntnis des Arbeitsun—
falls und des Todes als dessen Folge\bedeutungslos°

Den Bescheid vom 90 September 1955 habe die Beklagte

insoweit nicht wirksam zurückziehen können, als

darin ein die Klägerin begünstigender Verwaltungs—

akt zu erblieken sei, Dies habe das LSG verkannt°

‘ Es habe sodann auch gegen die Denkgesetze verstoßen,

indem es den Ausspruch der Beklagten über den ur-
lsächlichen Zusammenhang zwischen Unfall und Tod R's°

als rein hypothetiseh und überflüssig angesehen

habe„ Es hätte diesen Ausspruch dahin deuten müssen,

daß die Beklagte eine Anspruchsvoraussetzung habe

anerkennen wollen°

Die Klägerin beantragt,
_„‚„ \ _

. unter Aufhebung der Urteile der Vor—

instanzen und des Bescheides vom

_ 7 _
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250 April 1957 die Beklagte zu verur—
teilen, der Klägerin die Hinterblie—

benenrente zu gewähren,

hilfsweise,
hunter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG zurückzuverweiseno

Die
Beklagte‘beantragt‚‘

die Revision zurü0kzuweisen°
"%f '1' '

Sie meint, bei der Erklärung in ihrem Bescheid vom

9° September 1955, daß der Tod R'so die Folge

seines Unfalls gewesen sei, könne es sich nur

um das Zugeständnis einer Tatsache handeln, das

belanglos sei, weil sie gleichzeitig das Vorliegen

eines Arbeitsunfalls verneint habeo Der Bindunge-

wirkung im Sinne des © 77 SGG sei diese Erklä—

rung, die eine reine Tatsachenfeststellung zum

Gegenstand habe, nicht zugänglich,-

1]:

Die Revision ist durch „ulassung statthaft (@ 162

Abs„ 1 Nr° 1 SGG); auch die sonstigen Zulässig—
keitsvoraussetzungen sind gegeben„ Das Rechts—

mittel ist jedoch nicht begründet°

Der erkennende Senat ist der Auffassung, daß das

Klageverfahren gegen den Bescheid der Beklagten

vom 90 September 1955 nach Maßgabe der wechsel—

seitigen Prozeßhandlungen der Beteiligten, die

aus ihren Schriftsätzen vom 120 Dezember 1956

und vom 30 Januar 1957 ersichtlich sind, zu Ende

geführt worden waro Grundlage des Rechtsstreits

_ 8 _
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ist daher allein der Bescheid der Beklagten vom

25„ April 1957, durch den der Hinterbliebenen—
anspruch der Klägerin mit der Begründung abge—

lehnt werden ist, daß der Tod R's° nicht die

Folge_seines Unfalls vom 250 November 1952 gewe—
sen sei° Der frühere Ablehnungsbescheid vom 90

Sep—j

tember 1955, der, abgesehen von der Berufung der

Beklagten auf die Rechtsfolge des 5 1546 RVG aF;l

damit begründet worden war, daß der Unfall R's°

kein Arbeitsunfall gewesen sei, ist für die Beur—

teilung des Klagebegehrens nur noch insofern von

Bedeutung, als darin in die Begründung die Erklä—

rung mit aufgenommen ist, der Verunglückte Ro

sei an den Folgen seines Unfalls gestorben,

Durch diese Erklärung ist, wie das LSG zutreffend

ausgeführt hat, die Beklagte entgegen der Meinung

der Klägerin nicht gehindert werden, den Ent—

schädigungsanspruch abzulehnen, nachdem sie sich

auf Grund des Ergebnisses der nachträglich vorge-

nommenen Beweiserhebung für berechtigt hielt, den

ursächlichen Zusammenhang zwischen dem Unfall und

dem Tod B's° zu verneinen° Die Ansicht der Revision,

die Beklagte habe in ihrem früheren Bescheid gemäß

5 77 see bindend festgestellt, daß dieser Ursachen—
zusammenhang bestehe, trifft nicht zu,

Wie der erkennende Senat schon wiederholt ent— ;
"

schieden hat (BSG 5, 96, 99, 100; 7, 257, 261),

bewirkt der Bescheid eines Unfallversicherungs—

trägers nur insoweit eine Bindung zwischen den

Beteiligten, als darin eine bestimmte Rechtsfolge

sich aus einem bestimmten Rechtsgrunde ergibt,

Demzufolge kann sich bei dem Bescheid der Beklagten

vom 9, September 1955 eine solche Bindungswirkung

nur auf den Ausspruch beschränken, daß der Entschä-

digungsanspruch der Klägerin — abgesehen von der

..9...
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Geltendmachung der verspäteten Anspruchsanmeldung —
mangels Vorliegens eines Arbeitsunfalls abzulehnen

sei° Nur diese Entscheidung, die einen Verwaltungs—

akt darstellt, war Gegenstand des Bescheides°

Dagegen kann sich, wie das LSG mit Recht ange—

nommen hat, die Bindungswirkung nicht auf die

in den Ausführungen der Beklagten zur Begründung

ihrer Beschlußfassung enthaltene Erklärung er—

strecken, der — von der Beklagten damals nicht

als Arbeitsunfall angesehene — Unfall R's„ vom'

25, November1952 sei für den Tod R’s, ursächiich'
gewesen, Die zutreffende Auffassung des LSG, daß

die Beklagte mit dieser Erklärung nicht eine be—

stimmte Rechtsfolge habe regeln wollen, beruht

auf seiner Würdigung und Wertung der Erklärung

über den umstrittenen Ursachenzusammenhang„ Ob

das LSG hierbei zu einem richtigen Ergebnis

gelangt ist, kann im Revisionsverfahren nachge—

prüft werden, da es sich um die rechtliche Beur—

teilung des Inhalts und der Tragweite einer Willens—

erklärung und nicht um eine Tatsachenfeststellung

handelt (vglo BSG 18, 84, 86)°

Das LSG hat den Satz, R„ sei an den Folgen des

Unfalls gestorben, mit Recht dahin verstanden,

daß die Beklagte mit dieser Erklärung nicht das

Vorliegen einer Anspruchsvoraussetzung im Sinne

des 5 586 RVO aF anerkannt habe und auch nicht
habe anerkennen wollen, In einem Bescheid, durch

den die Hinterbliebenenrente mangels Vorliegens

eines Arbeitsunfalls abgelehnt wird, ist für die

Aussage darüber, daß der Tod des Verunglückten

die Folge des Unfalls sei, kein Anlaß° Es wäre

sogar sinnwidrig, eine solche Erklärung im Rahmen

der Begründung eines auf das Fehlen des ursächlichen

_ 10 -
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Zusammenhangs des Unfalls mit einer versicherten

Tätigkeit gestützten Ablehnungsbescheides dahin

auszulegen, daß die Erklärung rechtliche Bedeutung,

und zwar im Sinne der Bejahung einer Anspruchsvor—

aussetzung, hätte erhalten sollen, Das LSG hat daher

mit Recht den streitigen Satz als eine überflüssige

Bemerkung in dem Bescheid angesehen, Ein Grund dafür,

daß die Beklagte etwa wegen besonderer Umstände des

vorliegenden Falles Anlaß gehabt hätte, eine gegen

sie wirkende Aussage über den Zusammenhang zwischen

Unfall und Tod R's° in den Bescheid aufzunehmen,

ist nicht ersichtlich und von der Revision auch nicht

dargetan worden, Es liegt vielmehr nahe, daß die

Erklärung entweder aus einer gewissen Unbedachtheit

oder deshalb, weil sie auf jeden Fall für unschäd—

lich gehalten wurde, in den Ablehnungsbescheid ein-

gefügt worden iSt„ Sie gehört daher nicht zum ent—

scheidenden Teil dieses Besoheideso Mit noch weniger

Recht kann sie, für sich betrachtet, als eine Fest—

stellung im Sinne eines selbständigen Verwaltungs—

aktes angesehen werden, da es der Beklagten bei der

Ablehnung der Entschädigungsleistungen mangels Vor—

liegens eines Arbeitsunfalls vernünftigerweise

gar nicht in den Sinn kommen konnte, eine Rechts—

folge anzuerkennen‚ die sich aus dem Tatbestand

eines ursächlichen Zusammenhangs zwischen Unfall

und Tod R's° ergeben hätte° Das Gegenteil folgt

auch nicht — wie die Revision meint — aus einer

unbefangenen Betrachtung der Verwaltungsunterlagen

der Beklagteno Abgesehen davon, daß die Unfall-

anzeige erst zweieinhalb Jahre nach dem Tode R's°

erstattet worden ist und der Beklagten damit eine

Klärung der Todesursache unmöglich gemacht war,

befindet sich in den Verwaltungsakten keinerlei

Anhalt für die Bejahung des streitigen Ursachen-

-11—„-
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_zusammenhangs° Das LSG hat bei diesem Sachverhalt

nicht zu Unrecht dem fraglichen Satz in dem ersten

Bescheid eine rein hypothetische Bedeutung bei—
/

gemessen,

Die Entscheidung des BSG vom 6, April 1960 (SozR

SGG@77 Bl, Da 7 Nr, 20), auf die sich die
Revision beruft, ist, wie das LSG auch insoweit

zutreffend ausgeführt hat, nicht geeignet, die

Richtigkeit ihrer Ansicht zu bestätigen, daß die

Beklagte den Tod R's° als Unfallfolge bindend

anerkannt habe, In jenem auf dem Gebiet des Ver—

sorgungsrechts entschiedenen Fall konnte trotz

einer Ablehnung des Rentenanspruchs die Feststel—

lung, daß ein Leiden Schädigungsfolge sei, als

Voraussetzung für bestimmte andere Ansprüche,

z,Bo Heilbehandlung wegen anerkannter Folgen

der Schädigung (@ 10 Abs° 1 des Bundesversorgungs—
gesetzes), oder für Rechtsfolgen Bedeutung haben

(vglo BSG 9, 80, 84), Bei dem im vorliegenden
Streitfall zu beurteilenden Sachverhalt trifft

das jedoch nicht zu, da die Ablehnungsgründe des

Bescheides vom 9, September 1955 jeder Art von
Leistungsansprüchen, die aus Anlaß des Unfalls

R'so vom 250 November 1952 gegen die Beklagte

erhoben würden, entgegengestanden hätten,

. . _ ‘
1 1

Hiernach wäre der zweite Ablehnungsbescheid der

Beklagten nur rechtswidrig, wenn der Arbeits—

unfall den TodR's, herbeigeführt hätte, Die Fest—
stellung des LSG, daß diese medizinische Frage

nicht mehr zu klären ist, weil die hierfür uner—

läßliche Obduktion nicht vorgenommen und nicht

mehr zu erlangen ist, hat die Revision nicht an—
‚gegriffen, Sie hat auch der auf dieser Feststel—

lung beruhenden Schlußfolgerung des angefochtenen

_ 12 _
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Urteils, daß die Nichterweislichkeit des Anspruchs—

grundes zu Lasten der Klägerin geht, nicht wider—

‘.sprochena Sie hat ihr Vorbringen hierauf gar nicht

gerichtet, offenbar weil die Klägerin schon im Ver—

fahren vor dem Berufungsgericht der Ansicht war,

daß ihr Entschädigungsanspruch allein auf die ver—

meintliche Bindungswirkung des Bescheides vom 9° Sep—

tember 1955 gestützt werden könne‚

Der Hinterbliebenenanspruch der Klägerin ist sohaéhl

nicht berechtigt° Die Revision mußte daher als unbe—

gründet zurückgewiesen werden (Q 170 Abs° 1 Satz 1 SGS—)°

Die Entscheidung über die außergerichtlichen Kosten

des Verfahrens beruht auf @ 195 SGG°
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